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R-2672 
Stadt Rutesheim 
3. Änderung des Flächennutzungsplan 2008-2025 im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB  
zum Bebauungsplan Gewerbegebiet „Schertlenswald Süd (IX)“ 
 
Behandlung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit i.S. des § 3 Abs. 1 BauGB sowie der TÖB i.S. des § 4 Abs. 1 BauGB  
 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf:      30.07.2021 – 10.09.2021 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange zum Vorentwurf:  06.08.2021 – 17.09.2021 
 

04.03.2024 
Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange:  
 

Nr. Behörde Datum Inhalt der Stellungnahmen Behandlung der Anregung 

1.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
Abteilung Wirtschaft und 
Infrastruktur 

24.08.2021 Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere 
Raumordnungsbehörde sowie aus Sicht der Abteilung 8 
zu der o.g. Planung folgendermaßen Stellung: 
Raumordnung 
Aus raumordnerischer Sicht werden keine Bedenken ge-
äußert. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Landesamt für Denkmalpflege  
1.) Darstellung des Schutzgutes 
Das Plangebiet liegt unmittelbar nördlich des archäologi-
schen Kulturdenkmals nach § 2 DSchG „Römerstraße“ 
(Listen-Nr. 10, siehe Karte), die von Pforzheim nach 
Cannstatt führte. Bei Bodeneingriffen innerhalb der im 
Bebauungsplan ausgewiesenen Fläche sind daher wei-
tere archäologische Funde und Befunde, denen die Ei-
genschaft von Kulturdenkmalen gem. § 2 DSchG zukom-
men würde, zu erwarten. 
Wir bitten um nachrichtliche Übernahme in die Planunter-
lagen. 

 
 
Das Kulturdenkmal befindet sich bereits im zeichnerischen 
Teil der 3. Änderung des FNPs.  

K M B 
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   2.) Darlegung der konservatorischen Zielsetzung, 

weiteres Vorgehen 
Sollte an den Planungen in der vorliegenden Form fest-
gehalten werden, regen wir Folgendes an: 
Um allseitige Planungssicherheit zu gewährleisten und 
spätere Bauverzögerungen zu vermeiden, sollten frühzei-
tig im Vorfeld der Erschließung archäologische Vorunter-
suchungen durch das Landesamt für Denkmalpflege im 
Regierungspräsidium Stuttgart (LAD) durchgeführt wer-
den. Zweck dieser Voruntersuchungen ist es festzustel-
len, ob bzw. in welchem Umfang es nachfolgender Ret-
tungsgrabungen bedarf. Dazu bietet das Landesamt für 
Denkmalpflege den Abschluss einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung zu den Rahmenbedingungen an, d.h. ins-
besondere zu Fristen für die Untersuchungen und zur 
Kostenbeteiligung des Veranlassers. Nähere Informatio-
nen finden sie unter (http://www.denkmalpflege-
bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denk-mal-
pflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html). 

 
 
 
 
Wird bei der weiteren Planung im Rahmen der Baugeneh-
migung berücksichtigt.  
 

   Die archäologische Voruntersuchung des geplanten Bau-
gebietes bedarf im Regelfall aufgrund seiner Größe einer 
baurechtlichen Genehmigung, die auch eine erforderliche 

 
 
 

http://www.denkmalpflege-bw.de/denkmale/projekte/archaeologische-denkmalpflege/pilotprojekt-flexible-prospektionen.html
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naturschutzrechtliche Genehmigung (nebst ggf. weiterer 
betroffener Fachbereiche) umfasst. Der Vorhaben-/Er-
schließungsträger beantragt alle erforderlichen Genehmi-
gungen bei den zuständigen Behörden und unterrichtet 
das LAD, sobald diese vorliegen. 
Sollten die Voruntersuchungen Kulturdenkmale gem. § 2 
DSchG erbringen, sind anschließend Rettungsgrabungen 
notwendig, die gegebenenfalls mehrere Wochen dauern 
können. Die Kosten dieser Ausgrabung hat der Bauherr 
als Verursacher zu tragen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der Bestimmun-
gen der §§ 20 und 27 DSchG verwiesen. Sollten bei der 
Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder 
Befunde entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG 
Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu be-
nachrichtigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, 
Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde 
(Gräber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erd-
verfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages 
nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, 
sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regie-
rungspräsidium Stuttgart (Referat 84.2) mit einer Verkür-
zung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. 
Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer 
Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im 
Bauablauf zu rechnen. 
Für weitere Informationen und Terminabsprachen wen-
den Sie sich bitte an das Landesamt für Denkmalpflege, 
Frau Felicitas Schmitt M. A. (Tel. 0711 90445-503, E-Mail 
felicitas.schmitt@rps.bwl.de). 
Wir bitten, diese Hinweise in die Planunterlagen einzufü-
gen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Hinweis: 
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um 
Beachtung des Erlasses zur Koordination in Bauleitplan-
verfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem 

 
 
 
Wurde beachtet. 

mailto:felicitas.schmitt@rps.bwl.de
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Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/themen/bauen/bauleitplanung/). 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß 
§ 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planun-
terlagen in digitalisierter Form an das Postfach Koordina-
tionBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadt-
kreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den 
Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen. 
Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu wer-
den. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  

2.  Regierungspräsidium 
Freiburg 
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 

02.09.2021 Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowis-
senschaftliche und bergbehördliche Belange äußert sich 
das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf 
der Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und sei-
ner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 

 

   1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen, die im Regelfall nicht überwunden werden 
können 
Keine 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
die den Plan berühren können, mit Angabe des Sach-
standes 
Keine 

 
 
 
Kenntnisnahme. 

   3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren 
als Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prü-
fung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus 
erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologi-
sches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder ge-
otechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 

  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

   Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, 
empfiehlt das LGRB andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 

 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/
file:///D:/PDV/temp/16297911042477597702574002716060/input/0000000000/KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de
file:///D:/PDV/temp/16297911042477597702574002716060/input/0000000000/KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de
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Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am 
LGRB vorhandenen Geodaten im Ausstrichbereich von 
Gesteinen der Grabfeld-Formation (Gipskeuper) sowie 
untergeordnet der Erfurt-Formation (Lettenkeuper). 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu 
rechnen. 

   Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächen-
wässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden 
hydrologischen Versickerungsgutachtens empfohlen. We-
gen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundei-
genschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Un-
tergrund sollte von der Errichtung technischer Versicke-
rungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mul-
den-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genom-
men werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wurde im Bebauungsplan aufgenommen und 
ist somit ausreichend berücksichtigt. Ein Hinweis in der 3. 
Änderung des FNPs ist somit nicht notwendig.  

   Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weite-
ren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwas-
ser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungs-
bedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten 
Spalten) werden objektbezogene Baugrunduntersuchun-
gen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein pri-
vates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

   Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hin-
weise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 

 
Kenntnisnahme.  

   Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzu-
bringen. 

 
Kenntnisnahme. 
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   Grundwasser 
Das Plangebiet liegt außerhalb von bestehenden und ge-
planten Wasserschutzgebieten, aber innerhalb der Au-
ßenzone des Heilquellenschutzgebietes für die staatlich 
anerkannten Heilquellen in Stuttgart-Bad Cannstatt und 
Stuttgart-Berg (Rechtsverordnung des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart vom 11.06.2002). 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeo-
logischer Themen durch das LGRB statt. 
Die lokal in Restmächtigkeit anstehende Grabfeld-Forma-
tion kann sulfathaltiges / betonangreifendes Wasser füh-
ren. Es wird daher empfohlen, sulfatbeständige Baustoffe 
einzusetzen. 

 
Kenntnisnahme. 

   Bergbau 
Bergbehördliche Belange werden von der Aufstellung des 
Bebauungsplanes und Änderung des Flächennutzungs-
planes nicht berührt. 

 
Kenntnisnahme. 

   Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissen-
schaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 

 
Kenntnisnahme. 

   Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können 
dem bestehenden Geologischen Kartenwerk, eine Über-
sicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnom-
men werden. 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, 
welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Map-
server Geotop-Kataster) abgerufen werden kann. 

 
Kenntnisnahme. 

3.  Landratsamt Böblingen 08.09.2021 Für die Beteiligung an dem o. g. Flächennutzungsplan-
verfahren bedanken wir uns. Zu dem Planentwurf in der 
Fassung vom 02.07.2021 nehmen wir wie folgt Stellung: 

 

   Immissionsschutz (Frau Gäbler, Tel.: 07031/663-1807) 
Es bestehen aus Sicht der Immissionsschutzbehörde 
keine Bedenken gegen die 3. Änderung des Flächennut-
zungsplans 2008-2025, sofern im dazugehörigen parallel 

 
 
 
 

http://www.lgrb-bw.de/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope/
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laufenden Bebauungsplanverfahren „Schertlenswald – 
Süd (IX)“ die Themen Lärmschutz und Gerüche ange-
messen abgearbeitet werden. 

 
Kenntnisnahme, die Themen Gerüche und Lärm wurden 
im Bebauungsplanverfahren behandelt.  

   Naturschutz (Frau von der Au, Tel.: 07031/663-2815)  
Durch die vorgelegte Planung gehen 1,3 ha Fläche für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Landschaftspflege verlo-
ren. Über einen möglichen Ausgleich an anderer Stelle im 
Flächennutzungsplan ist uns bisher nichts bekannt. Sei-
tens der unteren Naturschutzbehörde bestehen daher 
grundsätzliche Bedenken gegenüber der Planung. 

 
 
 
 
 
Ein Ausgleich wurde auf Ebene des parallel stattfindenden 
Bebauungsplanverfahrens erbracht.  

   Landwirtschaft (Frau Walter, Tel.: 07031/663-2363) 
Parallel zum Bebauungsplan Schertlenswald-Süd IX soll 
der aktuell rechtskräftige Flächennutzungsplan geändert 
werden. Das Plangebiet umfasst eine Flächengröße von 
1,3 ha, welches aktuell als Grünland und Streuobstwiese 
genutzt wird. Prinzipiell bestehen gegen die Inanspruch-
nahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen Beden-
ken von Seiten der unteren Landwirtschaftsbehörde. 
Bezüglich der landwirtschaftlichen Betroffenheit und de-
ren Darstellung wird auf die Stellungnahme zum Bebau-
ungsplanverfahren verwiesen. 

 
 
 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplans ist zur Entwicklung 
eines bereits ansässigen Betriebs und die damit verbun-
dene Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in Ru-
tesheim von hohem öffentlichem Interesse. Somit ist die 3. 
Änderung des FNPs notwendig.  
Kenntnisnahme, die Stellungnahme wurde im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahren behandelt.  

   Wasserwirtschaft (Herr Steinacker, Tel.: 07031/663-
1259) 

 

   Abwasser- / Niederschlagswasserbeseitigung 
Keine Bedenken. 

 
Kenntnisnahme.  

   Bodenschutz 
Die Änderung des FNPs soll für die Erweiterung eines 
angrenzenden Betriebes erfolgen. Der angrenzende Be-
trieb verfügt auf den an den Planungsbereich nördlich an-
grenzenden Flächen über eine Stellplatzfläche von ca. 
16.500 m² versiegelter Fläche (Porsche Mitarbeiter Park-
platz P 5) und westlich an das Plangebiet angrenzend 
über eine Stellplatzfläche von ca. 6.720 m²  (Porsche Mit-
arbeiter und Besucherparkplätze P1 , s. Google 
Maps) versiegelter Fläche. 
Ein sparsamer und schonender Umgang mit Böden ist 
bei der geringen Nutzungsintensität der angrenzenden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets ist Teil 
der Entwicklung und damit des planerischen 
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Flächen des Betriebes nicht erkennbar (§ 1 a Abs. 2 
BauGB).  
Gegenüber einer weiteren Inanspruchnahme von Böden 
auf den Flurstücken 4846 – 4856 auf einer Fläche von 
1,3 ha bestehen erhebliche Bedenken. Aus Sicht des Bo-
denschutzes kann die Änderung des FNP nicht befürwor-
tet werden. 
Es wird angeregt, benötigte Flächen durch den Bau eines 
entsprechenden Parkhauses freizumachen.  

Gesamtkonzepts des bestehenden Gewerbestandorts. 
Festsetzungen im Bebauungsplan sorgen dafür, dass die 
Versiegelung auf ein notwendiges Maß reduziert wird. 
 
 
 
 
Eine Konzeptionelle Planung zur Deckung des Stellplatz-
bedarfs in Form eines Parkhauses laufen bereits.  

   Altlasten 
Keine Bedenken. 

 
Kenntnisnahme.  

   Grundwasserschutz, oberirdische Gewässer 
Das Plangebiet liegt im Außenbereich des Heilquellen-
schutzgebietes der Stadt Stuttgart. Die geltende Rechts-
verordnung vom 11.06.2002 ist einzuhalten. Etwaige Ver-
unreinigungen des Schutzgutes Grundwasser müssen 
vermieden werden. 
Oberirdische Gewässer sind von der Planung nicht direkt 
betroffen.  
Einer Änderung des FNP für die Ausweisung von Gewer-
beflächen kann zugestimmt werden, sofern der Grad der 
Neuversiegelung so gering wie möglich gehalten wird. 
Das im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser sollte 
möglichst innerhalb des Baugebietes zurückgehalten und 
zur Versickerung gebracht werden oder auf andere 
Weise dem natürlichen Wasserkreislauf wieder zugeführt 
werden. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird im Rahmen der Entwässerungspla-
nung im Bebauungsplan berücksichtig. 

   Straßenbau (Herr Buck, Tel.: 07031/663-1044) 
Es bestehen keine Bedenken zur Änderung des Flächen-
nutzungsplanes. 

 
Kenntnisnahme.  

4.  Landesforstverwaltung 
Baden-Württemberg 
Regierungspräsidium 
Freiburg  
Abt. 8, Referat 83, Wald-
politik und Körper-
schaftsdirektion 

30.07.2021 Vielen Dank für die Zusendung der Planunterlagen zur 
Änderung des Bebauungs- und Flächennutzungsplans 
„Schertlenswald – Süd (IX)“, Stadt Rutesheim. 
Von den Planungen sind keine Waldflächen im Sinne des 
§ 2 LWaldG und damit auch keine forstrechtlichen Be-
lange betroffen. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
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Eine weitere Beteiligung der Forstbehörden an dem Ver-
fahren ist nicht erforderlich. 
Die Untere Forstbehörde beim Landratsamt Böblingen er-
hält Kenntnis hiervon. 

Wird beachtet.  

5.  
 

Stadt Renningen 12.08.2021 Die Stadt Renningen hat zu dem Bebauungsplanvorent-
wurf und zum Flächennutzungsplanänderungsentwurf 
keine Anregungen vorzubringen, es werden keine von 
der Stadt Renningen zu wahrenden öffentlichen Belange 
berührt. 
Es sind keine Planungen der Stadt Renningen beabsich-
tigt oder erfolgt, welche für den Änderungsbereich be-
deutsam sein könnten.  

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

6.  Stadtverwaltung Leon-
berg 

13.09.2021 Vielen Dank für die Beteiligung gem. §4 Abs. 1 BauGB an 
der Aufstellung des Bebauungsplanes „Schertlenswald –
Süd (IX)“ und der 3. Änderung des FNP im Parallelver-
fahren. 
Nachfolgend erhalten Sie unsere Stellungnahme. 

 

   Landwirtschaft 
- Unweit nordöstlich des Geltungsbereiches, befinden 

sich die beiden landwirtschaftlichen Betriebe Schert-
lenswaldhof (Abstand ca. 200m) und Grenzhof (Ab-
stand ca. 600m). 

- Die Betriebe verfügen u.A. über Tierhaltung, eine Bio-
gasanlage und Wohnnutzung. 

- Auf die Möglichkeit etwaiger Emissions- und Immissi-
onskonflikte (Lärm / Geruch) durch die geplante Er-
weiterung des Gewerbegebiets Schertlenswald wird 
hingewiesen. 

- Wir bitten darum, dies bei der Bewertung des Immis-
sionsschutzes (vgl. Kap. 6.4. der Begründung) zu be-
rücksichtigen und das Amt für Landwirtschaft einzu-
binden. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Ein Immissionsschutzgutachten wurde im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens erarbeitet. Die Ergebnisse befin-
den sich im Bebauungsplan.  
 
Kenntnisnahme.  

   Entwässerung 
- Das Schmutzwasser soll in den vorhandenen Kanal 

in der Alois-Senefelder Straße abgeleitet werden. Für 
überschüssiges Niederschlagswasser ist eine 
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gedrosselte Ableitung in den südlich des Plangebie-
tes verlaufenden Entwässerungsgraben vorgesehen. 

- Wir bitten um Abstimmung mit unserem Tiefbauamt 
(Stadtentwässerung) hinsichtlich etwaiger gegenseiti-
ger Betroffenheiten / Wechselwirkungen zwischen 
den beiden städtischen Kanalnetzen. 

Kenntnisnahme.  
 
 
Die Entwässerungsplanung wird frühzeitig abgestimmt.  

   Hinweis 
Bitte richten Sie zukünftig Ihre Benachrichtigungen zur 
Beteiligung an Bauleitplanverfahren an folgende email-
Adresse: bauleitplanung@leonberg.de 
Wir wünschen einen guten weiteren Verfahrensverlauf 
und verbleiben mit freundlichen Grüßen 

 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  
 
 

7.  Gemeindeverwaltung 
Weissach 

07.09.2021 Vielen Dank für die frühzeitige Beteiligung nach § 4 Abs. 
1 Baugesetzbuch (BauGB) am Bebauungsplanverfahren 
„Schertlenswald-Süd (IX)" der Stadt Rutesheim. 
Belange der Gemeinde Weissach werden durch das Ver-
fahren nicht berührt. Daher werden zu dem vorgelegten 
Bebauungsplanvorentwurf keine Anregungen oder Be-
denken vorgebracht. 
Wir wünschen dem Verfahren weiterhin einen guten Ver-
lauf. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 

8.  Stadt Weil der Stadt 09.09.2021 Für die Beteiligung an den o. g. Bauleitplanverfahren be-
danken wir uns. 
Vonseiten der Stadt Weil der Stadt werden sowohl zum 
Planentwurf des Bebauungsplans, als auch zur Änderung 
des Flächennutzungsplans in der aktuellen Fassung 
keine Bedenken und Anregungen vorgebracht. 
Um eine weitere Beteiligung im Verfahren wird jedoch ge-
beten. 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
Wird beachtet. 

9.  terranets bw GmbH 30.07.2021 Wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben ge-
nannten 3. Änderung des Flächennutzungsplanes und 
teilen Ihnen mit, dass Leitungen und Anlagen unseres 
Unternehmens von den Änderungen nicht betroffen sind. 
Im räumlichen Geltungsbereich des gesamten FNP lie-
gen Anlagen der terranets bw GmbH. Diese sind korrekt 
dargestellt. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 

mailto:bauleitplanung@leonberg.de
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Sollten der räumliche Geltungsbereich geändert werden 
und sonstige Auswirkungen auf die Anlagen der terranets 
bw GmbH nicht auszuschließen sein, bitten wir um er-
neute Beteiligung. 

 
Wird beachtet.  

10.  Bundesamt für Infra-
struktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 

01.08.2021 Durch die oben genannte und in den Unterlagen näher 
beschriebene Planung werden Belange der Bundeswehr 
nicht berührt. 
Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechts-
lage bestehen zu der Planung seitens der Bundeswehr 
als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

11.  Zweckverband Boden-
see-Wasserversorgung 

02.08.2021 Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder vor-
handene noch geplante Anlagen der BWV. Es werden 
daher keine Bedenken erhoben. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforder-
lich. 

 
 
Kenntnisnahme. 
Wird beachtet. 

12.  Netze BW 18.08.2021 Die uns zugegangenen Unterlagen haben wir auf unsere 
Belange hin geprüft. Für die Benachrichtigung über die 3. 
Änderung des Flächennutzungsplans bedanken wir uns 
und nehmen wie folgt Stellung: 

 

   Stellungnahme der Netzentwicklung Projekte Genehmi-
gungsmanagement Sparte 110-kV-Netz (NETZ TEPM) 
Im Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanände-
rung unterhalten bzw. planen wir keine 110-kV-Leitungs-
anlagen. Wir haben daher zum o.g. Verfahren keine An-
regungen oder Bedenken vorzubringen.  
Stellungnahme der Netzentwicklung Mitte Netzplanung 
Sparten Strom (Mittel- und Niederspannung) und Gas 
(Gasmittel- und Niederdruck) (NETZ TEMN) 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Anlagen, die sich in unserem Zuständigkeitsbereich be-
finden, sind von der Änderung des FNP nicht grundle-
gend betroffen. Die im Geltungsbereich der FNP-Ände-
rung dargestellte 20 kV Freileitung wurde bereits demon-
tiert. Eine detaillierte Stellungnahme über Strom- und 
Gasnetzerweiterung für die ausgewiesene Fläche werden 
wir im Zuge des Bebauungsplanverfahrens abgeben. 

 
 
Die Freileitung wird entnommen.  
 
 
 
Kenntnisnahme, die Stellungnahme wurde im Bebauungs-
planverfahren berücksichtig.  
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   Stellungnahme der Netzentwicklung Projekte Projektie-
rung Gas Sparte Gas-Hochdruck (NETZ TEPG) 
Wir weisen darauf hin, dass am Rande des Flächennut-
zungsplans, im angrenzenden Feldweg eine Gashoch-
ruckleitung (HGD) 200 St DP 16 und ein Steuerkabel un-
seres Unternehmens verlaufen.  
Bitte beachten Sie, dass zur Sicherung des Bestandes 
und des Betriebes, sowie gegen Einwirkungen von außen 
Gashochdruckleitungen in einem Schutzstreifen (2x3m 
rechts und links der Leitungsachse) verlaufen. Innerhalb 
dieses Schutzstreifens dürfen für die Dauer des Beste-
hens der Gashochdruckleitung keine baulichen Anlagen 
errichtet werden. Ferner dürfen keine sonstigen Einwir-
kungen vorgenommen werden, welche die Anlagen be-
einträchtigen oder gefährden (z. B. Geländeverände-
rung). Bei geplanten Baumstandorten bitten wir die Ab-
stände gemäß DIN 18920 und DVGW GW125 Abs. 6.1 
einzuhalten. Werden die Mindestabstände von 2,50m 
zwischen Baum und Leitung nicht eingehalten, sind be-
sondere Schutzmaßnahmen erforderlich. 
Bitte überlassen Sie uns eine Fertigung des genehmigten 
Flächennutzungsplans für unseren Gebrauch. 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, die Leitung wurde innerhalb des Bebau-
ungsplans berücksichtigt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Bedarf ist eine fertige Fassung bei der Stadt anzufor-
dern.  

   Des Weiteren bitten wir darum, die bisher verwendete 
Verteileradresse gegen unsere aktuelle Anschrift abzuän-
dern: 
Netze BW GmbH 
Netzentwicklung Projekte – Genehmigungsmanagement 
Externe Planungsverfahren NETZ TEPM 
Schelmenwasenstraße 15 
70567 Stuttgart 
Gerne, und der Umwelt zuliebe, lassen Sie uns künftig 
Verfahrensunterlagen bei Beteiligungen in digitaler Form 
an unser Sammelpostfach-E-Mail-Adresse 
bauleitplanung@netze-bw.de zukommen. Hierzu geben 
Sie bitte jeweils die o.g. Vorgangs-Nr. an. 
Abschließend bitten wir, uns am weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme, wird beachtet.  

mailto:bauleitplanung@netze-bw.de
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13.  Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH 

08.08.2021 Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikations-
linien der Telekom. 
Ein Lageplan ist beigefügt. 
Dieses gilt sinngemäß für die Änderung des Flächennut-
zungsplanes. 

 
Kenntnisnahme.  

14.  NABU Gruppe Leonberg 
e.V. 

30.08.2021 Eine Erweiterung des Gewerbegebietes „Schertlenswald-
Süd (IX)“ lehnen wir in der geplanten Form grundsätzlich 
ab. 
Begründung: 

 
 
Kenntnisnahme.  

   1. Die Planung betrifft eine ökologisch wertvolle 
Streuobstwiese mit altem Baumbestand. Die durchge-
führte Habitatpotenzialanalyse zeigt diese Wertigkeit ein-
deutig auf. 

 

   2. Die am 31.07.2020 in Kraft getretene Geset-
zesnovelle zur Stärkung der Biodiversität, Änderung des 
Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und Lan-
deskulturgesetzes, setzt sich eindeutig für den Erhalt von 
Streuobstbeständen ein. Sie gibt vor: für Streuobstbe-
stände ab einer Größe von 1.500 m2 gilt ein Erhal-
tungsgebot. 

 
 
 
 
Kenntnisnahme. Für den Entfall der Streuobstwiesen wird 
ein artgleicher Ausgleich erbracht. Die Behandlung des 
Eingriffs erfolgte innerhalb des Bebauungsplanverfahren. 

   3. Der Grundsatz gemäß BauGB §1a (2), mit Grund 
und Boden soll sparsam und schonend umgegangen und 
Fläche nur in notwendigem Maß in Anspruch genommen 
werden, wird nicht beachtet. 

 
Die Versiegelung wird auf das notwendige Maß reduziert, 
was sich z.B. in einer von der BauNVO reduzierten GRZ 
von 0,75 widerspiegelt.  

   4. Der Grundsatz gemäß BauGB §1a (2), mit Grund 
und Boden soll sparsam und schonend umgegangen und 
Fläche nur in notwendigem Maß in Anspruch genommen 
werden, wird nicht beachtet. 

 
Die Versiegelung wird auf das notwendige Maß reduziert, 
was sich z.B. in einer von der BauNVO reduzierten GRZ 
von 0,75 widerspiegelt.  

   5. Der bestehend FNP weist keine weiteren Flächen 
für Gewerbegebiete aus. In Rutesheim werden auf Zuruf 
nach Bedarf scheibchenweise einzelne Flächen 
(Gebersheimer Weg, Schertlenswald-Süd) durch eine 
parallele Änderung von FNP und BP umgewandelt. Der 
bestehende Flächennutzungsplan wird in wiederholtem 
Fall nicht beachtet. 

Die Aufstellung des Bebauungsplans ist zur Entwicklung 
eines bereits ansässigen Betriebs und die damit verbun-
dene Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen in Ru-
tesheim von hohem öffentlichem Interesse. Daher soll der 
Bebauungsplan auch ohne entsprechend Flächenauswei-
sung im Flächennutzungsplan aufgestellt werden und der 
Flächennutzungsplan mit der vorliegenden Änderung an-
gepasst werden.  
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   6. Aufgrund einer Bebauung im Ortsrandbereich mit 
bisher offenem und natürlichem Charakter sind durch 
eine Bebauung negative Auswirkungen auf das Orts- und 
Landschaftsbild sowie das Ortsklima zu erwarten. Diese 
Aspekte wurden bisher noch nicht bedacht und sind zu 
untersuchen. 

 
 
 
Die Umweltaspekte wurden mittlerweile innerhalb des Um-
weltberichts und den entsprechenden Gutachten behan-
delt. 

   7. Bei der Streuobstwiese handelt es sich um den 
Rest eines wertvollen Streuobstwiesengürtels um 
Rutesheim und einen wertvollen Übergang sowie ein 
Trittsteinbiotop zwischen Ort, Landwirtschaftlichem 
Betrieb und Offenland. Dieser besitzt seine Bedeutung 
nicht nur als Brutstätte für Vögel sondern auch als 
Nahrungs-, Durchzugs- und Aufenthaltshabitat für diese 
sowie für Fledermäuse. Eine Bebauung führt zu einer 
weiteren Abriegelung von Fledermausflugwegen, durch 
die Vernichtung von Lebensraum, die Bebauung selbst 
und mögliche Lichtemissionen in Folge. 
Bei nur einer Übersichtsbegehung Anfang März wurden 
bereits 24 Vogelarten nachgewiesen. Im Rahmen der 
Höhlenbaumkartierung wurden an 18 Bäumen eine bis 
mehrere Höhlen und wertgebende Strukturen (Risse / 
Spalten, ...) festgestellt. Der tatsächliche 
Brutvogelbestand und das Fledermausvorkommen, sowie 
die Auswirkung einer Bebauung auf beide Artengruppen, 
sind noch detailliert zu untersuchen, wie bereits auch in 
der Habitatanalyse erwähnt. 

 
Der Streuobstbestand ist nur lückig ausgeprägt, was auf 
mangelnde Pflege und Nutzung zurückzuführen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weitere Artenschutzuntersuchungen wurden durchgeführt 
und sind im Gutachten und Umweltbericht dargestellt. 

   8. In der Biotopverbundsplanung des Landes 
Baden-Württemberg ist die betroffene Fläche als 
Kernfläche für Biotope mittlerer Standorte ausgewiesen. 
Sie bildet im Südosten den Abschluss des Wiesen- und 
Streuobstgürtels um Rutesheim und besitzt damit als 
eventuell wegfallende Randfläche zudem eine besondere 
Bedeutung (siehe Abbildung). 

 
 
 
 
 
Der Biotopverbund wurde im Rahmen des Umweltberichts 
innerhalb des Bebauungsplanverfahrens behandelt und 
dargestellt. 
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   9. Entscheidet man sich doch für eine Fortführung 

der Planung, sehen wir aktuell große Probleme, die dafür 
erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen zu benennen und 
umzusetzen. Dies haben wir auch schon bei beim ge-
planten Gewerbegebiet „Gebersheimer Weg“ aufgezeigt. 
Ein Ausgleich über eine großflächig angelegte Streuobst-
wiese im Anschluss an das Gebiet ist anzustreben, damit 
die Funktionalität des Lebensraum Streuobstwiese und 
des Streuobstgürtels um Rutesheim zumindest für die Zu-
kunft wieder erreicht werden kann. 

 
 
 
 
 
 
 
Der Kompensationsbedarf muss aufgrund von nicht Ver-
fügbarkeit der Flächen über einen Zukauf von Ökopunkten 
geleistet werden. 

   10. Soweit möglich ist der bestehende Baumbestand 
in die Planung zu integrieren. 

Möglichkeiten zum Erhalt der Bestandsbäume wurde ge-
prüft. Durch die Planung kann ein Baum erhalten werden. 

   11. Bei der Alternativenprüfung stellt sich die Frage 
bezüglich der Auslastung des noch in Aufstellung befindli-
chen Gewerbegebietes „Gebersheimer Weg“, bei dem 
ebenfalls ein wertvoller Streuobstwiesenbestand geopfert 
werden und dessen Fläche wegen der Differenz von 0,2 
ha (Streifen von 20 m bei Flächenbreite 100m) nicht aus-
reichend sein soll. Ist hier eine abschließende Beurteilung 

 
 
Der Bebauungsplan „Gebersheimer Weg“ ist bereits 
rechtskräftig und wurde komplett auf der Gemarkung Ru-
tesheim und Perouse ausgeglichen. Bei dem Bebauungs-
plan „Schertlenswald – Süd (IX)“ handelt es sich um eine 
Erweiterung von einem bestehenden Betrieb. 



3. Änderung des Flächennutzungsplan 2008-2025 im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB 
 
Behandlung der Stellungnahmen nach § 3 Abs. 1 sowie § 4 Abs. 1 BauGB 

 16/20   
 

Nr. Behörde Datum Inhalt der Stellungnahmen Behandlung der Anregung 

trotz des Fehlens von Detailplänen in beiden Bereichen 
bereits zum jetzigen Zeitpunkt möglich? 

   Wir regen an, in Bezug auf Vogelschlag, Lichtverschmut-
zung, Lichtfarbe und Gewerbegebietsgestaltung, fol-
gende Quellen zu beachten und entsprechend umzuset-
zen: 
Vogelschutz und Glas: 
https://www.vogelglas.vogelwarte.ch,  
https://www.vogelglas.vogelwarte.ch/de/infothek/merk-
blaetter  
Lichtverschmutzung, Beleuchtung: 
https://www.sternenpark-schwaebische-alb.de/lichtver-
schmutzung.html, http://verein-sternenpark-rhoen.de/der-
sternenpark-im-biosphaerenreservat-rhoen/lichtver-
schmutzung-schutz-der-nacht-bes/  
Gestaltung der Gebäude und unbebauten Flächen:  
„Moderne Unternehmen im Einklang mit der Natur“  
https://pd.lubw.de/10169  
„Artenschutz am Haus“ 
http://www.artenschutz-am-haus.de,  
http://www.artenschutz-am-haus.de/media/bro-
schuere_artenschutz_am_haus.pdf  
Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise. 

Die Hinweise sind bereits im Bebauungsplan enthalten und 
werden bei der weiteren Planung berücksichtigt. 

15.  Verband Region Stutt-
gart 

 Der Planungsausschuss des Verbandes Region Stuttgart 
hat in seiner letzten Sitzung am 15.09.2021 folgende 
Stellungnahme zu oben genanntem Bebauungsplanent-
wurf beschlossen: 
Dem Bebauungsplanentwurf sowie der 3. Änderung 
des Flächennutzungsplans stehen Ziele der Regional-
planung nicht entgegen. 
Dem Beschluss ging folgender Sachvortrag voraus: 

 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Die Stadt Rutesheim plant die Erweiterung des bestehen-
den Gewerbegebiets am östlichen Ortsrand. Das Plange-
biet soll zur Erweiterung eines ansässigen Betriebes die-
nen. Einzelhandel wird im gesamten Geltungsbereich 
ausgeschlossen und nur im Rahmen des Handwerkerpri-
vilegs ausnahmsweise zugelassen. 

 
 
 
 
 
 

https://www.vogelglas.vogelwarte.ch/
https://www.vogelglas.vogelwarte.ch/
https://www.sternenpark-schwaebische-alb.de/lichtverschmutzung.html
https://www.sternenpark-schwaebische-alb.de/lichtverschmutzung.html
http://verein-sternenpark-rhoen.de/der-sternenpark-im-biosphaerenreservat-rhoen/lichtverschmutzung-schutz-der-nacht-bes/
http://verein-sternenpark-rhoen.de/der-sternenpark-im-biosphaerenreservat-rhoen/lichtverschmutzung-schutz-der-nacht-bes/
http://verein-sternenpark-rhoen.de/der-sternenpark-im-biosphaerenreservat-rhoen/lichtverschmutzung-schutz-der-nacht-bes/
https://pd.lubw.de/10169
http://www.artenschutz-am-haus.de/
http://www.artenschutz-am-haus.de/media/broschuere_artenschutz_am_haus.pdf
http://www.artenschutz-am-haus.de/media/broschuere_artenschutz_am_haus.pdf
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Der rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt die betref-
fenden Flächen als landwirtschaftliche Fläche dar und 
wird im Parallelverfahren geändert. 
Den Planungen stehen keine regionalplanerischen Ziele 
entgegen. 

 
 
 
Kenntnisnahme.  

   Es wird darauf hingewiesen, dass die Raumnutzungs-
karte des Regionalplans für den Bereich der FNP-Ände-
rung eine landwirtschaftliche Fläche der Flurbilanzstufe II 
nachrichtlich darstellt. 
Gemäß Klimaatlas der Region Stuttgart befindet sich der 
Planbereich in einer Kaltluftproduktionsfläche sowie in ei-
nem Freilandklimatop. 

 

   Weitere umweltbezogene Informationen können mit dem 
Klimaatlas und dem Biotopinformations- und Manage-
mentsystem der Region Stuttgart zur Verfügung gestellt 
werden. 
Die Ihnen zur Verfügung gestellte vorläufige Stellung-
nahme wurde damit unverändert beschlossen. 
Für die Gewährung der Fristverlängerung danken wir 
Ihnen. 
Um weitere Beteiligung am Verfahren wird gebeten. 

Die Umweltbelange wurden im weiteren Verfahren im Rah-
men des Umweltberichts im Bebauungsplanverfahren be-
handelt.  
 
 
 
Wird beachtet.  
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Stellungnahmen der Öffentlichkeit:  
 

Nr. Behörde Datum Inhalt der Stellungnahmen Behandlung der Anregung 

1.  Bürger 1 
 

15.09.2021 Unabhängig davon, ob mit der Ausweisung von Erweite-
rungsflächen einhergehenden Erhöhung der Abhängig-
keit der Stadt von einer Branche, die sich in einer noch 
nie dagewesenen Umbruchphase befindet, sinnvoll ist o-
der nicht, stellt sich mir die Frage, warum nicht Verände-
rungen auf dem vorhandenen Gebiet vorgenommen wer-
den können, ohne neue Flächen in Anspruch zu nehmen. 
Aus der Betrachtung von Satellitenbildern geht hervor, 
dass etwa die Hälfte der Gewerbefläche des Betriebs mit 
Parkplätzen belegt ist. Es ist für mich nicht ersichtlich, 
warum diese nicht bebaut werden können. Infolgedessen 
könnte ein Mobilitätskonzept, unabhängig vom motorisier-
ten Individualverkehr, entwickelt oder ein Parkhaus ge-
schaffen werden. 

 
 
 
 
Die Entwicklung des Standorts und damit die Erweiterung 
durch den Bebauungsplan ist Teil einer Umplanung des 
Betriebsgeländes.  
 
 
 
 
 
Eine Konzeptionelle Planung zur Deckung des Stellplatz-
bedarfs in Form eines Parkhauses laufen bereits. 

2.  Bürger 2 
 

17.09.2021 Wir zeigen an, dass wir von Herrn Ralf Lanz, Schil-
lerstrasse 93, 71227 Rutesheim, mit der Wahrnehmung 
seiner rechtlichen Interessen beauftragt wurden. Die ord-
nungsgemäße Bevollmächtigung wird anwaltlich versi-
chert, Unser Mandant ist Eigentümer des FISt. 4715 auf 
der Gemarkung Rutesheim, weiches an seiner Westseite 
an den Geltungsbereich des zur Änderung beschlosse-
nen Teiles des Flächennutzungsplans angrenzt, Namens 
und in Vollmacht unseres Mandanten wird die folgende 
Stellungnahme zu dem Vorentwurf der 3. Änderung des 
Flächennutzungsplans 2008-2025 abgegeben: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  

   I. Zunächst sei Anzumerken, dass das im Rahmen 
der Öffentlichkeitsbeteiligung über das Internet zur Verfü-
gung gestellte Dokument den Titel „3. Änderung des Flä-
chennutzungsplans 2008-2025 Begründung" trägt. Aus-
weislich der amtlichen Bekanntmachung vom 29.07.2021 
sollte jedoch lediglich ein Vorentwurf ausgelegt werden. 
Die Überschrift auf Seite 3 des Dokumentes trägt die Be-
zeichnung „2. Änderung des Flächennutzungsplan 2008-
2025'. Sowohl das Inhaltsverzeichnis als auch Punkt B4. 
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auf 8.8 des Dokumentes weisen die Flächenbilanz des 
Gewerbegebiets „Gebersheimer Weg" aus. 
Zur Vermeidung von Missverständnissen wird angeregt, 
diese Punkte klarzustellen und die Frist zur Einreichung 
von Stellungnahmen zu verlängern. Es besteht die 
Möglichkeit, dass aufgrund der oben angeführten Punkte 
die Anstoßfunktion der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung nicht vollständig erfüllt werden 
kann 

Die Anmerkungen wurden geprüft und in der Begründung 
angepasst.  
 
 
 
 
Mit Durchführung der Entwurfsbeteiligung wird die Öffent-
lichkeit erneut beteiligt. 

   II. Zum Änderungsvorhaben ist zunächst auszuführen, 
dass insoweit starke Bedenken hinsichtlich der 
städtebaulichen Erforderlichkeit der Änderung des 
Flächennutzungsplanes bestehen. Insbesondere da 
vorliegend lediglich ein einzelnes Grundstück von der 
geplanten Änderung betroffen wird, ist nicht ersichtlich, 
weshalb bereits zu diesem Zeitpunkt eine Änderung des 
Flächennutzungsplanes In dem gegenständlichen 
Umfang erforderlich Ist. Die hier lediglich punktuell 
geplante Änderung ist nicht geeignet, bestehendes 
großes Interesse an Gewerbegrundstücken zu 
befriedigen oder ein großes Angebot an Gewerbeflächen 
zu ermöglichen und eine auf eine geordnete 
städtebauliche Entwicklung ausgerichtete schlüssige 
Gesamtkonzeption ist nicht erkennbar. 
In diesem Zusammenhang ist auch nicht nachvollziehbar, 
weshalb die in der Gemarkung Rutesheim noch freien 
Flächen östlich des Plangebietes nicht ebenfalls mit ein-
bezogen worden sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplans ist zur Entwicklung 
eines bereits ansässigen Betriebs. Daher soll der Bebau-
ungsplan auch ohne entsprechend Flächenausweisung im 
Flächennutzungsplan aufgestellt werden.  
Die Erweiterung des bestehenden Gewerbegebiets ist Teil 
der Entwicklung und damit des planerischen Gesamtkon-
zepts des Standorts, welches die Flächen östlich des Plan-
gebiets nicht mit einbezieht, da hierfür kein Bedarf besteht. 

   III. Des Weiteren spricht gegen eine Ausweisung des 
Plangebiets als Gewerbegebiet, dass es sich hierbei um 
eine bisher landwirtschaftlich genutzte Fläche handelt, 
auf der ein älterer Bestand an Streuobstbäumen besteht. 
Nachdem bereits im Rahmen der 2. Änderung des Flä-
chennutzungsplan 2008-2025 und dem dort anschließen-
den Bebauungsplan „Gebersheimer Weg" eine größere 
Fläche von bestehenden alten, ökologisch wertvollen 
Streuobstwiesen überplant wurde, erscheint eine erneute 
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Nr. Behörde Datum Inhalt der Stellungnahmen Behandlung der Anregung 

Einschränkung des Streuobstbestandes in nicht weiter 
Entfernung als äußerst schädlich. Alte Streuobstbäume 
weisen eine Vielzahl von Baumhöhlen auf und stellen ins-
besondere für eine große Anzahl an unterschiedlichen 
Vögeln wichtige Brutstätten zur Verfügung. Dies war mit 
Anlass dazu, dass der Gesetzgeber diese mit §33a 
NatSchG BW unter einen besonderen Schutz gestellt hat. 
Neu gepflanzte Bäume können erst nach sehr langer Zeit 
(etwa 50 Jahren) diese Funktion wieder in dieser Form 
erfüllen, sodass für die Zwischenzeit erhebliche Beden-
ken hinsichtlich des Artenschutzes für diverse Brut- und 
Nistvögel bestehen. 

 
Der Streuobstbestand wird von zwei Seiten umbaut und 
grenzt südlich an eine viel befahrene Straße. Durch das 
Artenschutzgutachten sieht man, dass der Strandort, ob-
wohl er ein hohes Alter hat sowie einen sehr guten Unter-
wuchs, nicht besonders stark von Tieren genutzt wird. Da-
mit trägt der Streuobstbestand keine besondere Funktion 
zum Streuobstgürtel bei.  

 


